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Über dieses Dokument 

Welchen Bezug haben die Reformvorschläge des Bevölkerungsrats zu aktuellen politischen Ge-
schäften? Das Dokument enthält eine Kurzübersicht für jeden der sechs vom Bevölkerungsrat 
verabschiedeten Reformvorschläge. Der Fokus liegt auf der nationalen Politik. Das Dokument 
erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

 

 

Zitiervorschlag 

Bischof, Tamara; Balthasar, Andreas (2025): Bezug der Reformvorschläge des Bevölkerungsrats 
2025 zu aktuellen politischen Geschäften. Kurzübersicht im Auftrag des Zentrums für Demokra-
tie Aarau (ZDA). Interface Politikstudien Forschung Beratung AG.  
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#1: Gesundheitskompetenzen in allen Lebenslagen 
stärken 
Wo knüpft der Vorschlag an die politische Diskussion an? 

• Die Stärkung der Gesundheitskompetenzen der Gesamtbevölkerung oder einzelner Be-
völkerungsgruppen ist immer wieder Thema politischer Vorstösse. Beispielsweise fragt 
eine aktuelle Interpellation nach der Zusammenarbeit des Bundesrats mit Bildungsein-
richtungen zur Verbesserung der Gesundheitskompetenz (Interpellation 25.3140). In 
den politischen Debatten wird immer wieder auch gefordert, die digitalen Gesundheits-
kompetenzen der Bevölkerung zu stärken, beispielsweise im Rahmen des Programms 
DigiSanté (Postulat 23.4319). Eine laufende Motion (24.3736) verlangt, in einer nationa-
len Präventionsstrategie die Gesundheitskompetenz zu verankern. Der Bundesrat emp-
fiehlt die Annahme dieser Motion. In den parlamentarischen Diskussionen wird regel-
mässig auf die Schulhoheit der Kantone hingewiesen und davor gewarnt, diese durch 
Eingriffe des Bundes zu beschneiden (z.B. bei Parlamentarischer Initiative 19.463).   

• Gesundheitskompetenz ist auch Thema parlamentarischer Geschäfte, die sich um die 
Stärkung der Aus- und Weiterbildung von Fachpersonen des Gesundheitswesens bemü-
hen (Postulat 24.4413).  

 

Was ist neu? 

• Das Anliegen der Stärkung der Gesundheitskompetenzen der Gesamtbevölkerung ist 
nicht neu. Es ist vielmehr ein Ziel der Strategie Gesundheit 2030 des Bundes. In dieser 
Strategie, welche 2019 verabschiedet wurde, zeigt der Bundesrat auf, mit welchen Mass-
nahmen er während der Jahre 2020 bis 2030 mit den grossen gesellschaftlichen Heraus-
forderungen und Entwicklungen umgehen will, damit die Gesundheitsversorgung für alle 
zugänglich und nachhaltig finanzierbar bleibt.   

• Im Zuge der angekündigten Sparmassnahmen des BAG werden jedoch ab 2026 verschie-
dene Aktivitäten gekürzt. Das betrifft auch Aktivitäten zur Stärkung der Gesundheitskom-
petenz, etwa jene von schwer erreichbaren Gruppen oder jene zur Stärkung der individu-
ellen Fähigkeiten, mit der eigenen Krankheit umzugehen. Vor diesem Hintergrund be-
stärkt der Reformvorschlag des Bevölkerungsrats ein in Frage gestelltes Anliegen. Die 
Umsetzung dürfte allerdings Herausforderungen bezüglich Finanzierung begegnen. Eine 
Interpellation (Interpellation 25.3329) fordert daher beispielsweise den Verzicht auf die 
Schliessung der Sektion «Gesundheitliche Chancengleichheit» im BAG. 

 

  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253140
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234319
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243736
https://anneepolitique.swiss/prozesse/61185-fur-ein-programm-zu-jugend-und-ernahrung-pa-iv-19-463?scroll_to=article-63749
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244413
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/gesundheit-2030/gesundheitspolitische-strategie-2030.html
https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=104317
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253329
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#2: Ein nationales Gesundheitsgesetz einführen  
Wo knüpft der Vorschlag an die politische Diskussion an? 

• Die Forderung nach einem nationalen Gesundheitsgesetz wird derzeit in der öffentlichen 
Debatte diskutiert. In einer von der Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wis-
senschaften (SAMW) initiierten Studie schlug ein Team der Universität Lausanne die Ein-
führung eines Bundesgesetzes über die Gesundheit sowie eines entsprechenden Verfas-
sungsartikels vor. Die SAMW unterstützt diesen Vorschlag, der allgemeine Ziele für das 
Gesundheitssystem gesetzlich verankern will. Ein Bundesgesetz soll klare Zuständigkei-
ten festlegen und die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen stärken, um eine 
wirksame nationale Gesundheitspolitik zu ermöglichen. Gesundheitsförderung und Prä-
vention sollen wichtige Bestandteile dieses Gesetzes sein. Entsprechende Vorstösse im 
Parlament gab es bisher noch keine. Laut Medienberichten sind solche geplant.  

• Der Vorschlag, Gesundheitsförderung und Prävention mittels eines nationalen Gesetzes 
zu stärken, steht in Verbindung zu verschiedenen laufenden politischen Vorstössen. So 
werden aktuell Anläufe unternommen, die Rollen und Kompetenzen im Bereich der Ge-
sundheitsförderung und Prävention zwischen Kantonen, Bund und weiteren Akteuren zu 
klären (siehe bspw. Postulate 22.3671 und 24.3809). Darüber hinaus fordert eine Natio-
nalrätin den Bundesrat auf, eine nationale Präventionsstrategie bis 2040 zu entwickeln. 
Diese soll klare Ziele setzen, um die Gesundheitskompetenz der Bevölkerung zu stärken 
und die wirksamsten Massnahmen zur Prävention und Gesundheitsförderung in einem 
übergeordneten Rahmen umzusetzen. Der Entscheid im Parlament dazu steht noch aus.  

Was ist neu? 

• Im Vergleich zum Vorschlag der SAMW enthält der Vorschlag des Bevölkerungsrats einige 
neue Elemente, wie beispielsweise das Ziel des Aufbaus eines nationalen Kompetenz-
zentrums. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die Idee eines nationalen Kompetenz-
zentrums für Prävention und Gesundheitsförderung bereits ein Stein des Anstosses des 
2012 gescheiterten Vorschlags eines nationalen Präventionsgesetzes war). 

 

  

https://www.samw.ch/de/Projekte/Uebersicht-der-Projekte/Bundesgesetz-ueber-die-Gesundheit.html
https://www.samw.ch/de/Projekte/Uebersicht-der-Projekte/Bundesgesetz-ueber-die-Gesundheit.html
https://www.nzz.ch/schweiz/praeventionsgesetz-ld.1782608
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223671
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243809
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243736
https://gesundheitsfoerderung.ch/sites/default/files/migration/documents/Arbeitspapier_009_GFCH_2013-10_-_Praeventionsgesetz.pdf
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#3: Ein nationales Kompetenzzentrum «Gesundheits-
förderung und Prävention» einrichten  
Wo knüpft der Vorschlag an die politische Diskussion an? 

• Aktuell ist uns kein politischer Vorstoss bekannt, der in Richtung Aufbau eines nationa-
len Kompetenzzentrums «Gesundheitsförderung und Prävention» geht. Allenfalls liesse 
sich der Aufbau eines Kompetenzzentrums als eine Massnahme im Zuge einer nationa-
len Präventionsstrategie 2040 umsetzen, wie sie eine laufende Motion (24.3736) fordert. 
Diese Motion verlangt, dass die effektivsten Präventionsmassnahmen in einem überge-
ordneten Zusammenhang geplant und umgesetzt werden. Der Bundesrat empfiehlt die 
Annahme der Motion.  

• Die Forderung, verschiedene Präventionsfonds und -abgaben bei einer zentralen Stelle zu 
bündeln, wird in Fachkreisen immer wieder vorgebracht. Ein aktueller politischer Vor-
stoss dazu ist uns jedoch nicht bekannt.  

• Die Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz, welche heute bereits einige der skizzierten 
Aufgaben wahrnimmt, war in der Vergangenheit verschiedentlich Gegenstand politischer 
Vorstösse. Beispielsweise wurde gefordert, die zugesprochenen Mittel zu begrenzen oder 
den Verwaltungsaufwand zu begrenzen (Kommissionsvorstoss 19.497). Die Forderungen 
wurden vom Parlament aber nicht angenommen. 

Was ist neu? 

• Der Vorschlag eines nationalen Kompetenzzentrum «Gesundheitsförderung und Präven-
tion» ist nicht neu. Bereits beim 2012 gescheiterten Präventionsgesetz wurde in einer 
früheren Fassung die Schaffung eines nationalen Kompetenzzentrums gefordert 
(«Schweizerisches Institut für Prävention und Gesundheitsförderung»). Der Vorschlag 
stiess auf viel Kritik bei der Gegnerschaft und wurde letztlich gestrichen. Stattdessen 
sollte die Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz gestärkt werden.   

  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243736
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190497
https://gesundheitsfoerderung.ch/sites/default/files/migration/documents/Arbeitspapier_009_GFCH_2013-10_-_Praeventionsgesetz.pdf
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#4: Nationale Kampagnen für Gesundheitsförderung 
ausbauen  
Wo knüpft der Vorschlag an die politische Diskussion an? 

• Der Bund, die Kantone und andere Akteure (z.B. Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz) 
führen regelmässig Informationskampagnen zu Themen aus dem Bereich der Gesund-
heitsförderung und Prävention durch. So informiert das BAG beispielsweise zusammen 
mit Partnerorganisationen seit langem alle Menschen in der Schweiz über HIV/Aids und 
andere sexuell übertragbare Krankheiten sowie die Möglichkeiten, sich davor zu schüt-
zen. Und Gesundheitsförderung Schweiz unterstützt seit 2018 die Kampagnen «Wie 
geht’s dir?» und «SantéPsy.ch» zur Förderung der psychischen Gesundheit. 

• In der Vergangenheit gab es wiederholt Kritik an einzelnen Kampagnen im Gesundheits-
wesen, beispielsweise der LOVE LIFE Kampagne oder einer Alkoholpräventionskam-
pagne. Aktuell fordert ein Vorstoss zusätzliche Präventionskampagnen zur psychischen 
Gesundheit von Jugendlichen im Umgang mit sozialen Medien (Motion 24.4090). Der Bun-
desrat empfiehlt die Ablehnung.  

 

Was ist neu? 

• Im BAG gibt es eine Abteilung Kommunikation und Kampagnen, welche unter anderem 
Informationskampagnen für die Bevölkerung realisiert. Wie weit diese der Forderung des 
Bevölkerungsrates entspricht, muss offenbleiben. Dieser verlangt nämlich nach einem 
multidisziplinären Kompetenzzentrum für Kampagnen im BAG, das sich aus Fachleuten 
aus den Bereichen Gesundheit, Kommunikation und Wirtschaft zusammensetzt.   

• Klar ist jedoch, dass die Forderung des Bevölkerungsrates entgegen dem Trend aktueller 
Entscheide der Führung des BAG läuft. Im Zuge der angekündigten Sparmassnahmen des 
BAG werden nämlich ab 2026 auch Mittel für Gesundheitskampagnen gekürzt, beispiels-
weise für die LOVE LIFE-Kampagne.  

 

  

https://www.srf.ch/news/schweiz/hiv-praeventionskampagne-bundesgericht-weist-beschwerde-gegen-love-life-zurueck
https://www.derbund.ch/was-bringen-solche-kampagnen-ueberhaupt-112310093978
https://www.derbund.ch/was-bringen-solche-kampagnen-ueberhaupt-112310093978
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244090
https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=104317
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#5: Werbeverbot für nikotinhaltige und alkoholhaltige 
Produkte verschärfen  
Wo knüpft der Vorschlag an die politische Diskussion an? 

• Mit dem neuen Tabakproduktegesetz gelten seit 2024 strengere Regeln für die Werbung 
von Tabak und E-Zigaretten sowie erhitzte Produkte. Die Kantone können darüber hinaus-
gehend strengere Regeln für Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring erlassen. 

• 2022 hat die Schweizer Stimmbevölkerung die Volksinitiative «Kinder und Jugendliche 
ohne Tabakwerbung» angenommen. Derzeit wird im Parlament die Umsetzung der Volks-
initiative beraten. Sie soll im Rahmen einer Teilrevision des Tabakproduktegesetzes um-
gesetzt werden. Nach intensiver Debatte bestehen nach der Frühjahrssession 2025 noch 
Differenzen bei Ausnahmen für Werbung in gewissen abonnierten Printmedien, der Ver-
kaufsförderung durch mobiles Verkaufspersonal sowie bei der Verkaufsförderung von Zi-
garren und Zigarillos mittels Degustationen und Kundenpromotionen. In der Sommerses-
sion 2025 sollen die letzten Differenzen bereinigt werden. 

• Verschiedene Kantone oder Gemeinden kennen gesetzliche Einschränkungen zu Alkohol-
werbung und Alkoholsponsoring. In diesem Zusammenhang gilt es zu erwähnen, dass 
das Bundesgericht vor kurzem darüberhinausgehende Regelungen zu allgemeinen Ver-
boten von Plakatwerbung gutgeheissen hat.  

 

Was ist neu? 

• Bei den nikotinhaltigen Produkten geht der Vorschlag des Bevölkerungsrats deutlich über 
derzeitig diskutierte Ansätze hinaus, welche sich auf den Schutz von Kindern und Jugend-
lichen begrenzen. Im Gegensatz dazu fordert der Reformvorschlag des Bevölkerungsrats 
eine Werbeverbot für die Gesamtbevölkerung.  

• Auch ein vollständiges Werbeverbot für alkoholhaltige Produkte ist ein neues Element in 
der politischen Diskussion. Bisherige Vorschläge fokussierten auf den Jugendschutz (ab-
gelehnter Vorstoss 21.3817). Die heutigen Vorgaben unterscheiden sich zudem nach Al-
koholart und sind beispielsweise strenger für Spirituosen als für Bier und insbesondere 
Wein.  

 

  

https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/politische-auftraege-zur-tabakpraevention/tabakpolitik-schweiz/tabpg.html
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-sgk-s-2024-06-28.aspx
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-sgk-s-2024-06-28.aspx
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-sgk-s-2025-04-04.aspx
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230049
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/politische-auftraege-zur-alkoholpraevention/alkoholpraevention-kantone/werbeeinschraenkungen.html
(https:/www.nzz.ch/schweiz/bundesgericht-heisst-verbot-von-plakatwerbung-gut-ld.1838578).
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213817
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#6: Lenkungssteuern für Tabak und Alkohol erhöhen, 
für Zucker einführen  
Wo knüpft der Vorschlag an die politische Diskussion an? 

• Tabak: Die Tabaksteuern wurden zuletzt 2025 im Rahmen des Sparpaket des Bundes er-
höht. Politisch werden regelmässig weitere Erhöhungen gefordert, beispielsweise mit 
dem Ziel der Finanzierung der AHV (Postulat 24.4229). Ein weiteres Thema ist die Besteu-
erung unterschiedlicher Arten von Tabak (z.B. erhitzte Produkte, Kautabak, E-Zigaretten 
(z.B. BR-Geschäft 22.069). Der Bundesrat erstellt dazu derzeit einen Bericht (Postulat 
23.3588).  

• Alkohol: Heute werden Spirituosen und Alcopops stärker besteuert als Bier. Auf Wein 
entfällt hingegen keine Steuer. In der öffentlichen und politischen Debatte gibt es sowohl 
Stimmen, die eine Erhöhung, wie auch solche, die eine Senkung der Biersteuer (Postulat 
19.4027, Parlamentarische Initiative 17.469) fordern. Einige Kantone kennen zusätzliche 
Steuern oder Abgaben für Alkohol, beispielsweise Umsatzabgaben im Kleinhandel. Die 
resultierenden Einnahmen sind teilweise zweckgebunden für die Alkoholprävention.   

• Zucker: Es gibt verschiedene Vorstösse zur Reduktion des Zuckerkonsums, beispiels-
weise zwei abgelehnte Standesinitiativen (Kanton Genf 20.311, Kanton Freiburg 21.315). 
Soweit bekannt gab es lediglich im Kanton Genf einen Vorstoss zur Einführung einer 
Steuer auf Süssgetränke, der letztlich vom Regierungsrat verworfen wurde.  

 

Was ist neu? 

• Die bisherigen Steuereinnahmen aus Tabak und Alkohol fliessen mehrheitlich in die Fi-
nanzierung der AHV/IV. Die Einnahmen der Biersteuer gehen in die allgemeine Staats-
kasse. Eine Ausnahme stellt der sogenannte Alkoholzehntel dar, der an die Kantone geht. 
Diese sind verpflichtet, ihren Anteil am Alkoholzehntel für die Bekämpfung der Ursachen 
und Folgen von Alkoholismus sowie von Suchtmittel-, Betäubungsmittel- und Medika-
mentenmissbrauch einzusetzen. Daneben gibt es verschiedene zweckgebundene Abga-
ben auf Tabakprodukte, von denen ein Teil in die Prävention fliesst. Für Zucker gibt es bis-
her keine spezifische Steuer.  

• Das Anliegen des Bevölkerungsrates, die Lenkungssteuern für Tabak und Alkohol zu erhö-
hen und für Zucker einzuführen, ist aber nicht neu. Lenkungssteuern mit zweckgebunde-
nen Einnahmen für die Prävention und Gesundheitsförderung wurden immer wieder ge-
fordert (Interpellation 11.3509, Standesinitiative Neuenburg 17.308). Allerdings hatten 
diese Anliegen bisher einen schweren Stand. Derzeit ist eine solche Lenkungssteuer im 
Zusammenhang mit der Legalisierung von Cannabis Teil der parlamentarischen Diskus-
sion (Parlamentarische Initiative 20.473).  

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-102813.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244229
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220069
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20233588
https://www.blick.ch/archiv/alarmiert-wegen-neuer-zahlen-sucht-schweiz-fordert-erhoehung-der-biersteuer-ein-vollrausch-kostet-so-viel-wie-ein-butterbrot-id7973343.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20194027
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170469
https://www.bag.admin.ch/bag/de/home/strategie-und-politik/politische-auftraege-und-aktionsplaene/politische-auftraege-zur-alkoholpraevention/alkoholpraevention-kantone/sondergewerbesteuer.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200311
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210315
https://www.letemps.ch/suisse/geneve/a-geneve-la-taxe-sur-les-boissons-sucrees-echoue-pour-l-instant-a-s-imposer?srsltid=AfmBOoqJmwO-lqVB6xgZJZvsj30rXJscXI9GjAwNHn3zO9jaNukImATp
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20113509
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170308
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200473

